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Liebe Kunden, 

wann ist ein Verbot ein Verbot? Im Kern ging es 
um diese Frage, als sich der Bundesfinanzhof nun 
zum wiederholten Male mit der Besteuerung von 
Dienstwagen zu befassen hatte. 

Genauer gesagt ging es um die Besteuerung ei-
ner eventuellen privaten Nutzung – bei der das 
Gericht noch im Februar dieses Jahres ein ver-
hältnismäßig schwaches Verbot für akzeptabel 
hielt (DOMUSplus berichtete). Demnach konnte 
es ausreichen, eine Besteuerung nach der 1 %-
Methode zu vermeiden, wenn der Arbeitgeber 
private Fahrten verbietet, ohne dies auch zu  
kontrollieren. In einem neuerlichen Fall hat der 
Bundesfinanzhof die dafür zu beachtenden Re-
geln nun ausführlich dargestellt und vermeidet 
so, dass „der Ehrliche der Dumme“ ist. 

Ganz ähnlich hat der BFH in einem weiteren Ver-
fahren, bei dem es um die Besteuerung ge-
mischt-genutzter Gebäude ging, seine Recht-
sprechung präzisiert und teilweise geändert. Bei-
de Urteile und einige Fälle mehr finden Sie in der 
Rubrik „Aktuelles aus der Rechtsprechung“. In 
allen Steuersachen sind jedoch, wie sich erneut 
gezeigt hat, Änderungen und Korrekturen immer 
möglich – über die wir Sie auch in Zukunft re-
gelmäßig auf dem Laufenden halten werden. 

Herzlichst, Ihre 

 

 

Prof. Dr. Klaus-Peter Hillebrand Uwe Penzel 
DOMUS AG WTS Wohnungswirtschaftliche 
Vorstandsvorsitzender Treuhand in Sachsen GmbH 
 Geschäftsführer 
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 AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

1 NACHWEIS BETRIEBSAUSGABENABZUG 

 FG München, Urteil vom 10. Oktober 2013, 
10 K 2411/13, (Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, 
Az. BFH: III B 154/13) 

Grundsätzlich trägt der Unternehmer die objektive 
Beweislast (Feststellungslast) dafür, dass die Aufwen-
dungen, für die er den Betriebsausgabenabzug be-
gehrt, betrieblich veranlasst sind. Die Höhe der Auf-
wendungen hat der Unternehmer nachzuweisen und 
zu belegen. 

Sind bereits die Verhältnisse einer Zahlung unklar, 
kann das Finanzgericht in Frage stellen, dass eine le-
diglich behauptete Zahlung durch den Betrieb des Un-
ternehmers veranlasst war. Wird der konkrete Nach-
weis der betrieblichen Veranlassung nicht erbracht, 
geht dies zu Lasten des Unternehmers und der Be-
triebsausgabenabzug ist zu versagen. So entschied 
das Finanzgericht München. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

2 ZEITPUNKT DER BILDUNG EINER GEWERBE-
STEUERRÜCKSTELLUNG FÜR MEHRSTEUERN 

 FG Düsseldorf, Urteil vom 29. August 2013, 13 K 
4451/11 

Die Verpflichtung, die voraussichtliche Gewerbesteu-
erabschlusszahlung durch eine Rückstellung zu be-
rücksichtigen, entspricht den Grundsätzen ordnungs-
gemäßer Buchführung. Noch nicht abschließend ge-
klärt ist die Frage, wann die Bildung einer Gewerbe-
steuerrückstellung für Mehrsteuern aufgrund einer Be-
triebsprüfung zu erfolgen hat. Die Finanzverwaltung 
vertritt die Auffassung, dass eine solche Rückstellung 
grundsätzlich im Jahr der wirtschaftlichen Veranlas-
sung zu berücksichtigen ist. 

Anderer Auffassung ist das Finanzgericht Düsseldorf: 
Eine Rückstellung für zusätzliche Gewerbesteuer auf-
grund einer Außenprüfung kann erst zu dem Bilanz-
stichtag gebildet werden, zu dem der Unternehmer 
mit der Aufdeckung des zur Mehrsteuer führenden 
Sachverhalts rechnen muss. Das Urteil ist rechtskräf-
tig, obwohl das Finanzgericht zur eindeutigen Klärung 
der Frage die Revision zugelassen hatte. 

Hinweis: Ab dem Veranlagungszeitraum 2008 sind die 
Gewerbesteuer und die darauf entfallenden Nebenleis-
tungen steuerlich keine abzugsfähigen Betriebsausgaben. 

3 BERICHTIGUNG ZU HOCH VORGENOMMENER 
AFA BEI GEBÄUDEN 

 BFH-Urteil vom 21. November 2013, IX R 12/13 

Unter bestimmten Voraussetzungen können bei Ge-
bäuden im Privatvermögen AfA-Beträge in festen, 
über die Nutzungsdauer fallenden Staffelsätzen (sog. 

degressive AfA) abgezogen werden. Sind für ein Ge-
bäude Sonderabschreibungen vorgenommen worden, 
sieht das Gesetz vor, dass sich die AfA nach Ablauf 
des Begünstigungszeitraums der Sonderabschreibung 
nach dem Restwert und den unter Berücksichtigung 
der Restnutzungsdauer maßgebenden gleichbleiben-
den Staffelsätzen (sog. lineare AfA) bemisst. 

Ein Eigentümer hatte zunächst Sonderabschreibungen 
nach dem Fördergebietsgesetz in Höhe von 50 % der 
von ihm für den Erwerb eines Mehrfamilienhauses ge-
leisteten Anzahlung in Anspruch genommen und an-
schließend nach Fertigstellung und Ablauf des Begüns-
tigungszeitraums das Gebäude degressiv nach festen 
Staffelsätzen abgeschrieben. Das Finanzamt stellte 
später fest, dass die degressive AfA zu Unrecht in An-
spruch genommen worden war und berichtigte die AfA 
in den Streitjahren. 

Der Bundesfinanzhof hat diese Berechnung der AfA 
bestätigt. Die degressive Abschreibung ist nach 
Vornahme einer Sonderabschreibung ausge-
schlossen. Die Berichtigung zu hoch vorgenommener 
und verfahrensrechtlich nicht mehr änderbarer AfA ist 
bei Gebäuden im Privatvermögen so vorzunehmen, 
dass die gesetzlich vorgeschriebenen Abschreibungs-
sätze auf die bisherige Bemessungsgrundlage bis zur 
vollen Absetzung des noch vorhandenen Restbuch-
werts angewendet werden. Sind für ein Gebäude in 
einem Veranlagungszeitraum Sonderabschreibungen 
vorgenommen worden, bemisst sich nach Ablauf des 
Begünstigungszeitraums nach § 7a Abs. 9 EStG die 
Restwertabschreibung bei Gebäuden nach dem nach 
§ 7 Abs. 4 EStG unter Berücksichtigung der Restnut-
zungsdauer maßgebenden Prozentsatz. 

4 BESTEUERUNG VON KRAFTFAHRZEUGEN 

 BFH-Urteil vom 6. Februar 2014, VI R 39/13 

 FG Münster, Urteil vom 21. Februar 2013, 13 K 
4396/10 E 

 BFH-Urteile vom 20. März 2014 - VI R 35/12 und VI R 
29/13 

 H 9.10 „Unfallschäden“ LStH 2012; H 9.10 „Unfall-
schäden“ LStH 2014; BMF-Schreiben vom 31. Oktober 
2013, IV C 5 - S 2351/09/10002: 002 

Überlässt der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer un-
entgeltlich einen Dienstwagen auch zur privaten 
Nutzung, stellt der Nutzungsvorteil einen Lohnzufluss 
dar. Dieser wird grundsätzlich mit 1 % des Brutto-
Listenpreises bei Erstzulassung des Fahrzeugs ange-
setzt. 

In unserer Ausgabe 2/2014 haben wir auf die geän-
derte Rechtsauffassung des Lohnsteuersenats des 
Bundesfinanzhofs hingewiesen. Danach hat die unbe-
fugte Privatnutzung eines betrieblichen Pkw keinen 
Lohncharakter. Dies gilt selbst dann, wenn der Arbeit-
geber ein arbeitsvertraglich vereinbartes Privatnut-
zungsverbot nicht überwacht. 
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Im aktuellen Streitfall überlies eine GmbH ihrem Ge-
sellschafter-Geschäftsführer ein Kfz. Die GmbH hatte 
zwei Gesellschafter. Beide Gesellschafter sind einzel-
vertretungsberechtigte Geschäftsführer der GmbH. Zu 
einer Überlassung eines betrieblichen Kfz enthielt der 
Geschäftsführervertrag keine Regelungen. Das Fi-
nanzgericht kam zu dem Ergebnis, dass eine Ent-
scheidung des Arbeitnehmers, einen ihm auch zur pri-
vaten Nutzung überlassenen Pkw nicht für Privatfahr-
ten zu nutzen, kein Verbot der Privatnutzung darstellt. 
Der Bundesfinanzhof stellte fest, dass über die Frage, 
ob und welches betriebliche Fahrzeug dem Arbeit-
nehmer auch zur privaten Nutzung überlassen ist, das 
Finanzgericht unter Berücksichtigung sämtlicher Um-
stände des Einzelfalls nach seiner freien, aus dem Ge-
samtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeu-
gung entscheidet. 

Eine von der 1 %-Regelung abweichende Berechnung 
des Nutzungsvorteils ist nur dann möglich, wenn ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt wird. Ein un-
terjähriger Wechsel von der 1 %-Regelung zur Fahr-
tenbuchmethode für dasselbe Fahrzeug ist nicht zu-
lässig, so der Bundesfinanzhof im Urteil vom 20. März 
2014. 

Am selben Tag entschied er, dass Reparaturaufwen-
dungen infolge Falschbetankung eines Pkw auf der 
Fahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nicht als 
Werbungskosten abziehbar sind. Der Bundesfinanzhof 
begründet seine Entscheidung mit der umfassenden 
Abgeltungswirkung der Entfernungspauschale. Das Ur-
teil betrifft zwar nur den „Falschbetankungsfall“, soll 
aber auch darüber hinaus gelten – insbesondere für 
Unfallkosten, die auf den Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte entstehen. Die Finanzverwaltung 
vertritt diesbezüglich noch eine für Steuerpflichtige 
günstigere Auffassung. 

5 SCHULDZINSEN UND VORFÄLLIGKEITS-
ENTSCHÄDIGUNG ALS NACHTRÄGLICHE 
WERBUNGSKOSTEN BEI DEN EINKÜNFTEN 
AUS VERMIETUNG UND VERPACHTUNG 

 BFH-Urteil vom 20. Juni 2012, IX R 67/10 

 BFH-Urteil vom 21. Januar 2014, IX R 37/12 

 BFH-Urteil vom 11. Februar 2014, IX R 42/13 

Der Bundesfinanzhof hatte im Jahr 2012 entschieden, 
dass Schuldzinsen für ein Darlehen, das ursprünglich 
zur Finanzierung von Anschaffungskosten einer zur 
Vermietung bestimmten Immobilie aufgenommen 
wurde, auch dann noch als nachträgliche Werbungs-
kosten abgezogen werden können, wenn das Gebäude 
veräußert wird, der Veräußerungserlös aber nicht aus-
reicht, um die Darlehensverbindlichkeit zu tilgen. Von 
der Reaktion der Finanzverwaltung hatten wir in unse-
rer Ausgabe 1/2014 berichtet. 

In der vorletzten DOMUSplus berichteten wir über ei-
nen Fall des Finanzgerichts Düsseldorf: Eine frühere 

Hausbesitzerin hatte das im Jahr 1999 erworbene 
Vermietungsobjekt im Jahr 2010 veräußert (also nach 
Ablauf der zehnjährigen Spekulationsfrist) und musste 
der finanzierenden Bank zur Ablösung der noch beste-
henden Restschuld aus dem Anschaffungsdarlehen ei-
ne Vorfälligkeitsentschädigung zahlen. Eine Vorfäl-
ligkeitsentschädigung muss immer dann gezahlt wer-
den, wenn ein Bankdarlehen vorzeitig gekündigt wird. 

Das Finanzamt, das Finanzgericht und nun auch der 
Bundesfinanzhof lehnten den Abzug dieser (nach der 
Veräußerung entstandenen) Aufwendungen als Wer-
bungskosten ab. Vorfälligkeitsentschädigungen sind 
jedenfalls dann keine nachträglichen Werbungskosten 
bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, 
wenn die Spekulationsfrist abgelaufen ist. Ist der Ver-
äußerungsvorgang nicht steuerbar, kann die Vorfällig-
keitsentschädigung nicht „ersatzweise” als Werbungs-
kosten im Zusammenhang mit der bisherigen steuer-
baren Tätigkeit geltend gemacht werden. Ist dagegen 
dieser Veräußerungsvorgang steuerbar (bei einer Ver-
äußerung innerhalb der zehnjährigen Spekulations-
frist), ist die Vorfälligkeitsentschädigung als Veräuße-
rungskosten in die Ermittlung des Veräußerungsge-
winns oder -verlustes einzustellen. 

Derselbe Senat hatte einen weiteren Fall zu be-
urteilen: Ein Steuerzahler erwarb im Jahr 1999 ein 
bebautes Grundstück, aus dem er in den Jahren 2003 
bis 2006 Verluste aus Vermietung und Verpachtung 
erzielte. Zum Zeitpunkt des Erwerbs bestand für das 
gesamte Grundstück zunächst ein auf zehn Jahre be-
fristetes Mietverhältnis, das 2003 infolge der Insol-
venz des Mieters beendet wurde. Wegen mangelnder 
Rentabilität des Gesamtobjekts versuchte der Eigen-
tümer (neben seinen Vermietungsbemühungen) ab 
Mai 2003, das Objekt zu veräußern, was ihm 2008 ge-
lang. Das Finanzamt berücksichtigte die Verluste 
nicht. Es ging davon aus, dass der Eigentümer seine 
Einkünfteerzielungsabsicht wegen der seit 2003 unter-
nommenen Verkaufsbemühungen aufgegeben hatte. 

Der BFH hat in seiner Entscheidung hervorgehoben, 
dass ein fortdauernder Veranlassungszusammenhang 
von (nachträglichen) Schuldzinsen mit früheren 
Einkünften aus Vermietung nicht anzunehmen ist, 
wenn der Steuerzahler zwar ursprünglich mit Einkünf-
teerzielungsabsicht gehandelt hat, seine Absicht zu 
einer (weiteren) Einkünfteerzielung jedoch bereits vor 
der Veräußerung des Immobilienobjekts aus anderen 
Gründen weggefallen ist. 

Die Sache ist an das Finanzgericht zurückverwiesen 
und mit u. a. folgenden Vorgaben versehen worden: 

 Kommt man zu dem Ergebnis, dass der Steuerzah-
ler zu einem bestimmten Zeitpunkt seine Einkünf-
teerzielungsabsicht hinsichtlich des Gesamtobjekts 
aufgegeben und diese nicht (auch nicht hinsichtlich 
einzelner Objekte) wieder aufgenommen hat, 
scheidet ein Abzug von (nachträglichen) Schuldzin-
sen aus. 
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 Kommt man zu dem Ergebnis, dass der Steuerzah-

ler zu einem bestimmten Zeitpunkt seine Einkünf-
teerzielungsabsicht hinsichtlich des Gesamtobjekts 
aufgegeben und diese nur hinsichtlich einzelner 
Objekte auf dem Grundstück wieder aufgenommen 
hat, sind die geltend gemachten Schuldzinsen ggf. 
anteilig bei den hinsichtlich dieser Objekte noch zu 
ermittelnden Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung zu berücksichtigen. 

6 BETRIEBSAUFSPALTUNG: ERWEITERTE 
KÜRZUNG 

 FG Düsseldorf, Urteil vom 7. März 2014, 12 K 946/11 G 

Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn ein wirt-
schaftlich einheitliches Unternehmen in zwei der 
Rechtsform nach verschiedene Betriebe gegliedert ist. 
Eine Betriebsaufspaltung liegt zudem vor, wenn eine 
Personengesellschaft (Besitzunternehmen) mindestens 
eine wesentliche Betriebsgrundlage an eine Kapitalge-
sellschaft (Betriebsunternehmen) zur Nutzung über-
lässt (sachliche Verflechtung) und eine Person oder 
mehrere Personen zusammen beide Unternehmen be-
herrschen (personelle Verflechtung). Bei einer Be-
triebsaufspaltung wird die Vermietungstätigkeit des 
Besitzunternehmens in eine gewerbliche Tätigkeit 
umqualifiziert. 

Die sog. „erweiterte Kürzung“ ist die gemäß § 9 Nr. 1 
Sätze 2 ff. GewStG eingeführte Möglichkeit für Grund-
stücksunternehmen, den steuerpflichtigen Gewerbeer-
trag derart zu ermitteln, dass lediglich bestimmte, 
nicht begünstigte Tätigkeiten (z. B. Betreuung von 
Wohnungsbauten, Verkauf von Eigentumsmaßnah-
men, Zinserträge) der Gewerbesteuer unterliegen, 
während die auf die Verwaltung und Nutzung eigenen 
Grundbesitzes entfallenden Erträge von einer Gewer-
besteuerbelastung ausgenommen werden. Wenn die 
Verwaltung oder Nutzung des eigenen Grundbesitzes 
die Grenzen der Gewerblichkeit überschreitet, ist 
die erweiterte Kürzung nicht möglich. Dies ist bspw. 
dann der Fall, wenn das Grundstücksunternehmen in-
folge einer Betriebsaufspaltung als Besitzunternehmen 
gewerbliche Einkünfte erzielt. Sofern das Besitzunter-
nehmen eine Kapitalgesellschaft ist, spricht man von 
einer kapitalistischen Betriebsaufspaltung. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hatte im vorliegenden 
Streitfall zu entscheiden, ob eine (kapitalistische) Be-
triebsaufspaltung vorliegt. Eine klagende AG, deren 
Anteile sich im Streubesitz befanden, war mittelbar 
über eine zwischengeschaltete GmbH an der M-GmbH 
beteiligt. Die AG vermietete bebaute Grundstücke zur 
Miete und im Wege der Erbpacht an die M-GmbH. Das 
Finanzgericht sah die Voraussetzungen der Betriebs-
aufspaltung (personellen und sachlichen Verflechtung) 
als erfüllt an. Insbesondere ist die personelle Verflech-
tung gegeben, wenn die Besitzgesellschaft infolge ei-
genen, ggfs. auch mittelbaren Anteilsbesitzes die Be-
triebsgesellschaft beherrscht und ihre Entscheidungen 
deshalb dort durchsetzen kann. 

7  ÜBERKREUZVERMIETUNG 

  BFH-Urteile vom 9. Oktober 2013, IX R 2/13 

Eine GbR war Eigentümerin eines Grundstücks mit 
mehreren Gebäuden. Im Gesellschaftsvertrag wurden 
die einzelnen Gebäude den beiden Gesellschaftern zur 
alleinigen Nutzung zugeordnet. Allerdings vermieteten 
die beiden die ihnen jeweils zugeordneten Gebäude an 
den anderen Gesellschafter (sog. Überkreuzvermie-
tung). Weil die vereinnahmten Mieten niedriger als die 
Werbungskosten waren, machte die Gesellschaft Ver-
luste. 

Der Bundesfinanzhof erkannte die getroffenen Verein-
barungen wegen Missbrauchs von Gestaltungs-
möglichkeiten nicht an. Dieser liegt vor, wenn die 
Vereinbarungen gemessen am erstrebten Ziel unan-
gemessen sind, der Steuerminderung dienen sollen 
und nicht durch wirtschaftliche oder sonstige beachtli-
che, nicht steuerliche Gründe gerechtfertigt sind. Bei 
mietrechtlichen Gestaltungen ist dies dann der Fall, 
wenn derjenige, der Räume zur Nutzung benötigt, ei-
nem anderen daran die Verfügungsmacht einräumt, 
um sie anschließend wieder zurückzumieten. 

8 WINTERDIENST UND HAUSANSCHLUSS ALS 
HAUSHALTSNAHE DIENSTLEISTUNG 

 BFH-Urteile vom 20. März 2014, VI R 55/42 und VI R 
56/12 

Der Bundesfinanzhof hat in aktuellen Urteilen ent-
schieden, dass auch die Inanspruchnahme von Diens-
ten, die jenseits der Grundstücksgrenze auf fremdem, 
z. B. öffentlichem Grund geleistet werden, als haus-
haltsnahe Dienstleistungen nach § 35a Abs. 2 EStG 
begünstigt sein können. Dabei muss es sich um Tätig-
keiten handeln, welche in unmittelbarem räumlichen 
Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt werden 
und dem Haushalt dienen. 

Bei der Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen 
ist davon insbesondere auszugehen, wenn der Haus-
halt des Steuerpflichtigen an das öffentliche Ver-
sorgungsnetz angeschlossen wird. 

Darüber hinaus muss es sich beim Winterdienst auf 
öffentlichen Gehwegen um Tätigkeiten handeln, die 
ansonsten üblicherweise von Familienmitgliedern er-
bracht werden. Davon ist insbesondere auszugehen, 
wenn der Steuerpflichtige als Eigentümer oder Mieter 
zur Reinigung und Schneeräumung von öffentlichen 
Straßen und (Geh-)Wegen verpflichtet ist. 

Die Rechtsauffassung des Bundesfinanzhofs steht da-
mit im Widerspruch zum BMF-Schreiben vom 10. Ja-
nuar 2014 (vgl. letzte DOMUSplus), wonach Aufwen-
dungen für Dienstleistungen nur auf Privatgelände be-
günstigt sind. Die Finanzverwaltung ist erst daran ge-
bunden, wenn die Urteile im Bundessteuerblatt II ver-
öffentlicht werden. 
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9 VERÄUßERUNG DER ANTEILE AN DER 

ORGANGESELLSCHAFT IM KONZERN 

 BFH-Urteil vom 13. November 2013, I R 45/12 

 FG Niedersachsen, Urteil vom 10. Mai 2012, 6 K 
140/10 

Im Streitfall war eine KG alleinige Gesellschafterin ei-
ner GmbH. Beide schlossen einen Gewinnabführungs-
vertrag über die steuerrechtlich vorgeschriebene Min-
destlaufzeit von fünf Jahren. Er konnte aber aus wich-
tigem Grund gekündigt werden, insbesondere bei Ver-
äußerung der GmbH-Anteile. Durch die Vereinbarun-
gen entstand eine körperschaftsteuerliche Organ-
schaft. Die Gewinne der GmbH (Organgesellschaft) 
mussten deshalb nicht von ihr, sondern von der KG 
als Organträger versteuert werden. Die KG konnte 
aber die Gewinne mit eigenen Verlustvorträgen ver-
rechnen und zahlte keine Steuern. Der Gewinnabfüh-
rungsvertrag wurde innerhalb der steuerlich erforder-
lichen fünfjährigen Mindestlaufzeit aufgehoben, weil 
die Anteile an der Organ-GmbH innerhalb des inter-
nationalen Konzerns zur Vermeidung von steuerli-
chen Nachteilen bei der britischen Muttergesellschaft 
„umgehängt“ werden sollten (die Anteile wurden von 
der bisherigen Organträger-KG auf eine Holding-
GmbH übertragen). Diese Anteilsübertragung sahen 
die Beteiligten als wichtigen Grund für die steuerun-
schädliche vorzeitige Beendigung des Gewinnabfüh-
rungsvertrages an. 

Schon die Vorinstanz sah im alleinigen Verkauf einer 
Organgesellschaft innerhalb des Konzerns keinen 
wichtigen Grund für die Beendigung der Organschaft. 
Denn wäre jeder Verkauf einer Beteiligung innerhalb 
eines Konzerns per se als wichtiger Grund anzuerken-
nen, wäre die Mindestdauer des Gewinnabführungs-
vertrages innerhalb eines Konzerns dem Belieben der 
beteiligten Gesellschafter überlassen. Der Bundesfi-
nanzhof bestätigt die Vorinstanz. Es liegt kein un-
schädlicher wichtiger Kündigungsgrund für die vorzei-
tige Beendigung des Gewinnabführungsvertrages vor, 
weil er aus Sicht der Parteien seinen Zweck der Kon-
zernverlustverrechnung erfüllt hat. Die GmbH musste 
ihre Gewinne selbst versteuern. 

10 UMSATZSTEUERLICHE ORGANSCHAFT NACH 
ERÖFFNUNG DES INSOLVENZVERFAHRENS 

 BFH-Beschluss vom 19. März 2014, V B 14/14 

Ist eine juristische Person (z. B. eine GmbH) finanziell, 
organisatorisch und wirtschaftlich in ein anderes Un-
ternehmen eingegliedert (Organgesellschaft), ist sie 
nicht mehr Unternehmerin im umsatzsteuerlichen Sin-
ne. Unternehmer ist allein der Organträger; dieser 
muss die Umsätze der Organgesellschaft versteuern 
und macht die aus Bezügen der Organgesellschaft re-
sultierenden Vorsteuerbeträge geltend. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs ist es ernstlich 
zweifelhaft, ob eine umsatzsteuerliche Organschaft 

nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen des Organträgers und/oder der Organge-
sellschaft fortbesteht. Dies gilt auch dann, wenn für 
das Insolvenzverfahren Eigenverwaltung angeordnet 
wird und unabhängig davon, welche Rechte der Sach-
walter hat. Für die Beendigung der umsatzsteuerli-
chen Organschaft spreche insbesondere der insol-
venzrechtliche Einzelverfahrensgrundsatz, nach 
dem jedes Insolvenzverfahren auch bei verbundenen 
Unternehmen getrennt abzuwickeln ist. 

Auch wenn die Entscheidung des Bundesfinanzhofs in 
einem Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes er-
gangen ist, sprechen seine eindeutigen Ausführungen 
dafür, dass er im Hauptsachverfahren ebenso ent-
scheiden wird. 

11 VORSTEUERAUFTEILUNG BEI DER 
ERRICHTUNG VON GEMISCHT-GENUTZTEN 
GEBÄUDEN 

 BFH-Urteil vom 7. Mai 2014 - V R 1/10 

 BFH-Urteil vom 22. August 2013, V R 19/09 

 FG Münster, Urteil vom 8. Dezember 2009, 15 K 
5079/05 U 

Der Bundesfinanzhof hat seine noch gar nicht alte 
Rechtsprechung (siehe DOMUSplus 2/2014) mit einer 
neuen Entscheidung zur Vorsteueraufteilung 
gemischt-genutzter Gebäude unter Berücksichti-
gung von § 15 Abs. 4 Satz 3 UStG präzisiert und zum 
Teil geändert. 

Für Eingangsleistungen zur Herstellung eines Gebäu-
des, mit dem sowohl steuerfreie als auch steuer-
pflichtige Vermietungsumsätze erzielt werden, ist die 
Aufteilung der Vorsteuern erforderlich. 

Der Bundesfinanzhof entschied im Jahr 2013, dass ein 
objektbezogener Flächenschlüssel nach § 15 Abs. 4 
Satz 3 UStG eine präzisere Bestimmung des Pro-rata-
Satzes ermöglicht, als der auf die Gesamtumsätze des 
Unternehmens bezogene Umsatzschlüssel nach 
Art. 17 Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EWG.  

Im aktuellen Streitfall ging es - erneut - um die Höhe 
des Vorsteuerabzugs für Eingangsleistungen zur Her-
stellung eines Gebäudes, mit dem sowohl steuerfreie 
als auch steuerpflichtige Vermietungsumsätze erzielt 
werden. Die Steuerpflichtige nahm die Aufteilung nach 
dem Umsatzschlüssel vor, während das Finanzamt die 
Vorsteuern nach dem ungünstigeren Flächenschlüssel 
aufteilte. Das Finanzgericht entschied im Jahr 2009, 
dass die Steuerpflichtige zur Vorsteueraufteilung nach 
dem Umsatzschlüssel berechtigt sei. 

Der Bundesfinanzhof hob das Urteil des Finanzgerichts 
auf und verwies die Sache an das Finanzgericht zu-
rück. Da der objektbezogene Flächenschlüssel im Re-
gelfall eine präzisere Bestimmung des Pro-rata-Satzes 
ermöglicht, ist dieser grundsätzlich bei der Vorsteuer-
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aufteilung anzuwenden. Vorsteuerbeträge sind aber 
nach dem (objektbezogenen) Umsatzschlüssel aufzu-
teilen, wenn erhebliche Unterschiede in der Ausstat-
tung der den verschiedenen Zwecken dienenden 
Räume bestehen.  In solchen Fällen ist die Vorsteuer-
aufteilung anhand des objektbezogenen Umsatz-
schlüssels vorzunehmen. 

12 OPTION ZUR UMSATZSTEUERPFLICHT BEI 
GRUNDSTÜCKSUMSÄTZEN 

 FG Niedersachsen, Urteil vom 22. August 2013 - 16 K 
286/12 (Revision eingelegt, Az. BFH: XI R 40/13) 

Nach § 4 Nr. 9a UStG sind Umsätze, die unter das 
Grunderwerbsteuergesetz fallen, von der Umsatzsteu-
er befreit. Jedoch kann nach § 9 Abs. 1 UStG ein sol-
cher Umsatz als steuerpflichtig behandelt werden, 
wenn der Umsatz an einen anderen Unternehmer für 
dessen Unternehmen ausgeführt wird. 

Im Streitfall ging es um eine Veräußerung eines 
Grundstücks. Bei der Veräußerung wurde in der nota-
riellen Urkunde (Kaufvertrag) kein Verzicht auf eine 
Steuerbefreiung erklärt. Das Finanzamt nahm da-
raufhin Vorsteuerberichtigungen zu Lasten des Veräu-
ßerers vor. Hiergegen wandte sich der Veräußerer mit 
Einspruch und anschließender Klage. Während des 
Klageverfahrens änderte der Veräußerer mit notariel-
lem Vertrag den ursprünglichen Kaufvertrag über das 
Grundstück in der Weise, dass nunmehr bzgl. des 
Grundstücksverkaufs die Option nach § 9 UStG aus-
geübt wird. 

Das Finanzamt war der Ansicht, dass die Option nur bis 
zum Eintritt der formellen Bestandskraft möglich sei. 
Zum Zeitpunkt der Optionserklärung sei hier die Um-
satzsteuer für das Streitjahr bereits formell bestands-
kräftig gewesen. Die Steuerfestsetzung des Streitjahres 
war jedoch nicht festsetzungsverjährt und änderbar. 

Das Finanzgericht führte in der Urteilsbegründung 
aus, dass gemäß § 9 Abs. 3 UStG der Verzicht auf die 
Steuerbefreiung bei einem Grundstücksumsatz nur in 
dem gemäß § 311 Abs. 1 BGB notariell zu beurkun-
denden Kaufvertrag erklärt werden kann. § 9 UStG 
enthält keine zeitliche Vorgabe, in der die Optionsaus-
übung stattfinden muss. Das Finanzgericht sah in der 
nachträglichen Änderung des notariellen Vertrages ei-
ne wirksame Option und somit - entgegen der Auffas-
sung des Finanzamtes - für eine Vorsteuerberichti-
gung nach § 15a UStG keinen Raum. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

13 VORSTEUERABZUG - BEZUGNAHME AUF 
ANDERE GESCHÄFTSUNTERLAGEN IN DER 
RECHNUNG 

 BFH-Urteile vom 16. Januar 2014, V R 28/134 

Ein Unternehmer kann die ihm in Rechnung gestellte 
Umsatzsteuer u. a. nur dann als Vorsteuer abziehen, 

wenn die Rechnung Angaben tatsächlicher Art über 
den Umfang und die Art der Leistung enthält. Die Be-
schreibung muss so genau sein, dass die abgerech-
nete Leistung identifizierbar ist. 

Der Bundesfinanzhof hat seine ständige Recht-
sprechung bestätigt, dass zur Identifizierung andere 
Geschäftsunterlagen (z. B. Rahmenvereinbarung) her-
angezogen werden können. Voraussetzung ist, dass 
die Rechnung auf die anderen Geschäftsunterlagen 
verweist und die in Bezug genommenen Unterlagen 
eindeutig bezeichnet. Voraussetzung ist nicht, dass 
die anderen Geschäftsunterlagen der Rechnung beige-
fügt sind. Es reicht aus, dass sie beim Rechnungsaus-
steller und beim Rechnungsempfänger vorhanden 
sind. 

14 GRUNDERWERBSTEUER BEI MITTELBARER 
ANTEILSVEREINIGUNG GMBH & CO. KG 

 BFH-Urteil vom 12. März 2014, II R 51/12 

 FG Nürnberg, Urteil vom 4. Oktober 2012, 4 K 
1205/11 

Gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG unterliegt der Grund-
erwerbsteuer jedes Rechtsgeschäft, das den Anspruch 
auf Übertragung von Gesellschaftsanteilen begründet, 
wenn durch die Übertragung mindestens 95 % der 
Anteile in der Hand eines Gesellschafters vereinigt 
werden, sofern zum Vermögen der Gesellschaft inlän-
discher Grundbesitz gehört. 

Der Bundesfinanzhof musste in einem Streitfall ent-
scheiden, ob eine grunderwerbsteuerbare Anteilsver-
einigung vorliegt. An der grundbesitzenden GmbH & 
Co. KG war als Komplementärin die D-GmbH beteiligt 
(ohne Beteiligung am Gesellschaftsvermögen der 
GmbH & Co. KG). Alle Geschäftsanteile der Komple-
mentärin D-GmbH wurden von der GmbH & Co. KG 
gehalten (sog. Einheitsgesellschaft). Als Kommanditis-
ten waren an der GmbH & Co. KG die Klägerin mit 
60 % und F mit 40 % beteiligt. F übertrug seinen An-
teil an die Klägerin. 

Die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG 
wurden im Streitfall zwar nicht bereits durch eine un-
mittelbare Anteilsvereinigung in der Hand der Klägerin 
erfüllt. Einer unmittelbaren Anteilsvereinigung steht 
hier die Beteiligung der Komplementär-GmbH am Ge-
samthandsvermögen der KG entgegen. 

Als „Anteil“ i. S. des § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG ist die 
gesellschaftsrechtliche Beteiligung an der Personenge-
sellschaft zu verstehen, d. h. die aus der Mitglied-
schaft in der Personengesellschaft folgende gesamt-
händerische Mitberechtigung hinsichtlich des (aktiven) 
Gesellschaftsvermögens. 

Eine Beteiligung an der Personengesellschaft in die-
sem Sinne hat demnach auch derjenige Gesellschafter 
inne, der keinen Anteil am Gesellschaftskapital hält 
(im Streitfall die Komplementär-GmbH). Ein solcher 
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Gesellschafter ohne kapitalmäßige Beteiligung ist zwar 
am Wert des Gesellschaftsvermögens nicht beteiligt, 
wohl aber ist er gesamthänderischer Mitinhaber der 
zum (aktiven) Gesellschaftsvermögen gehörenden Sa-
chen, Forderungen und Rechte. 

Es liegt im Streitfall aber eine teils unmittelbare 
und teils mittelbare Anteilsvereinigung vor, weil 
die Klägerin nach dem Kaufvertrag die einzige Kom-
manditistin der KG werden sollte und ihr zudem die 
Beteiligung der Komplementär-GmbH am Gesamt-
handsvermögen der KG zuzurechnen war. Die Klägerin 
war nämlich nach Erfüllung des Vertrags am Gesell-
schaftskapital der KG als Zwischengesellschaft zu 
100 % beteiligt. Die KG war Alleingesellschafterin der 
Komplementär-GmbH. 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

15 ARBEITSHILFE ZUR AUFTEILUNG EINES 
GESAMTKAUFPREISES FÜR EIN BEBAUTES 
GRUNDSTÜCK 

 BFH-Urteil vom 10. Oktober 2000, IX R 86/97 

Beim Kauf eines bebauten Grundstücks ist der gezahl-
te Gesamtkaufpreis auf Grund und Boden und Gebäu-
de für Zwecke der planmäßigen Abschreibung von Ge-
bäuden aufzuteilen. Allgemein anerkannt ist, dass ei-
ne von den Vertragsparteien im notariellen Vertrag 
vorgenommene Aufteilung des Kaufpreises auf Grund 
und Boden und Gebäude grundsätzlich der Besteue-
rung zu Grunde zu legen ist. Sofern keine Kaufpreis-
aufteilung im notariellen Vertrag vorgenommen wurde 
oder die vorgegebene Kaufpreisaufteilung nach Auf-
fassung des Finanzamtes nicht gerechtfertigt ist, ist 
nach höchstrichterlicher Rechtsprechung der Gesamt-
kaufpreis für ein bebautes Grundstück nach dem Ver-
hältnis der Verkehrswerte oder Teilwerte auf den 
Grund und Boden einerseits sowie des Gebäudes an-
dererseits aufzuteilen. 

Die obersten Finanzbehörden von Bund und Ländern 
haben eine Arbeitshilfe als Excel-Datei zur Verfü-
gung gestellt, die es unter Berücksichtigung der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung ermöglicht, in ei-
nem typisierten Verfahren entweder eine Kaufpreis-
aufteilung selbst vorzunehmen oder die Plausibilität 
einer vorliegenden Kaufpreisaufteilung zu prüfen. Zu-
sätzlich steht eine Anleitung für die Berechnung zur 
Aufteilung eines Grundstückskaufpreises zur Verfü-
gung. 

Link zum BMF:  
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/
Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Ein-
kommenssteuer/2014-04-11-Berechnung-Aufteilung-
Grundstueckskaufpreis.html  

16 NUTZUNG VON ELEKTRO- UND HYBRID-
ELEKTROFAHRZEUGEN 

 BMF-Schreiben vom 5. Juni 2014, IV C 6 - S 
2177/13/10002 

Durch das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz vom 
26. Juni 2013 wurde § 6 Abs. 1 Nr. 4 Sätze 2 und 3 
EStG um Sonderregelungen für Elektrofahrzeuge und 
extern aufladbare Hybridelektrofahrzeuge ergänzt. Um 
Wettbewerbsnachteile für Elektro- oder Hybridelektro-
fahrzeuge abzubauen (Listenpreise sind derzeit noch 
deutlich höher als für Kfz mit Verbrennungsmotoren), 
ist das Einkommensteuergesetz um eine Nachteils-
ausgleichsregelung ergänzt worden. Danach wird 
der Listenpreis als Bemessungsgrundlage um die in 
diesem enthaltenen Kosten für das Batteriesystem 
gemindert.  

Die Gesetzesänderung ist ab dem 1. Januar 2013 für 
Elektro- und Hybridelektrofahrzeuge anzuwenden, die 
vor dem 1. Januar 2023 angeschafft, geleast oder zur 
Nutzung überlassen werden (§ 52 Abs. 1 und Abs. 16 
Satz 11 EStG). Im aktuellen BMF-Schreiben nimmt die 
Finanzverwaltung zum sachlichen Anwendungsbereich 
und zu den Einzelheiten bei der Ermittlung des priva-
ten pauschalen bzw. individuellen Nutzungswerts Stel-
lung. 
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